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434 .der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V. G.P.) • 

• 

Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (403' der Bei
lagen): Bundesgesetz über die Fürsorge fiir 
die Opfer des Kampfes um ein freies, demo
kratisches Österreich und die Opfer poli-
tischer . Verfolgung (Opferfürsorgegesetz). 
Dai v.orli.egende Gesetz lbestimmt ,den Per

S'onenlkrei;<; der Oplfer ,des Kamplfes un\d der 
Opfer, der politischen Verfolgung. für die Oplfer 
des Kamptfes sieht .das Geseuz 'die Amushescheini
glUn:g vor un!d flÜr die Opfer der politischen Ver
folgung einen Oplferausweis. Das Gesetz ftührt 
,d]e iBegüru;;ti'gu:n:gl(ID' fund !Fümorgemaßnoo;m,en . an, 
die den Berechügten bei Grun1dung i1hrer wirt
schaftlichen [Exi~ten:z Izust.ehen; es trifft Vorsor.ge 
für lbegünsti,gteVel'gebung von Geschäftsstellen 
der Klassenlotterien, ,der .Lottokolleikturen und 
Tabaik'Verschleißstellen; es erleichtert ,das Stu
dium und die Zuweisung Vion Wo);mungen; auf 
dem Gebiete ·derUnifall- lund Rentenve~sicherung 
sin'd gleichlfalls Begünstigurugen vorg~sehen. . 

Probst, 
Ber'idn,erstatte,r. 

Das Gesetz entspricht einem langen Wunsche 
der Opfer Ides politischen Ka.miPfes um ein freies, 
demokratisches österreich. . 

Der Ausschuß für lSoziale Vel"'wa.ltung, ;dem 
diese Vorhgeam 18: Juni 1947 vom Hause zu
gewiesen 'Wurde, \hat einen Unterausschuß einge
setz:t, der in z'wei Sitizun'gen die V örLage .durch
beraten :hat. Am 3. JuliW'Ut'de das Gesetz im 
Arusschuß unit einigen Anderungen Ibeschloosen. 
An der tDdJatte beteiligten sich dieAlbgeordneten 
Ai c 'h h 0 'r n,E ,1 s e r, L;U ,.d 'W i ,g, Mark und 
ProbsL .. 

·Der Ausschuß für soziale v'enwaltung stellt . /. 
den An t ra Ig, der Nationa.lrat ,wolle dem Ibei
geschlossenen GelSetzent'Wurf Idie verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. . , 

Wien, am 3. Jtulti1947. 

nr. Maleta, 
ODJmlain'll~tlf'J:t~,er·tr,e~e[" • 
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"j. 

Bundesgesetz vom über 
die Fürsorge für die Opfer des Kampfes um 
ein freies, demokratisdles österreich unld die 
Opfer politismer Verfolgung (Opferfürsorge-

gesetz). 
Der Nationa,kat ;ha,t beschlossen: 

Personenkreis. 
§ 1. (1) Als Opfer ,des Kampfes um ein freies, 

demoikrati,sches Osterreich im Sinne ,dieses !Bun
des,gesetzes sindPers'Onen anlzu~ehen, die um ein 

,unalbhän'gi'ges, demokr.atisches und seiner ge
schichtlichen Aufg,aJbe bewußtes österreich, ins
besonldere :g~gen Ide,en und Ziele &es National
sozialismus, milt ,der W ~dfe ,in der lHa:rud gekämpft 
oder sich rückihaltlos, in Wort oder Tat einge
setzt halben und hi~für in der Zeit vom 6. März 
1933 Ibis .zum 9. Mai 1945 

a) im Kampfe Ige!fallen ~ind~ 
b) hingeri,chtet ",,"orden sind, 
c) an den Folgen ein~r im Kampfe erlittenen 

Verwund.uIlig oder erwor:benen ,Krankheit 
'Oder an ,den [FoQ'gen einer Haft oder er
littenen Mißhandlung verstorben sind, 

,d) an schweren Gesuonldheitsschädigungen in
folge eLner Ider unt'er lit.' c ,a!I1!gefülhll',ten Ur
sachen lei,den oder gelitten haben, oder 

e) nachwei~lbar aus politischen Gründen min
,dest,em> cin Jaihr, lSofel1n d!i,e 'Ha,f't m~t :be'
sondel'5 schwerenlkörperlichen oder, see
lischen ,Leiden verbunden war, mindestens 
sechs Monaroe, jn il-hft wa-ren. 

(2) Als Opifer ,der ,politis,chen Verlfol,gung im 
Sinne dieses Bundesgesetzes sind Personen a~u
sehen, ,die in der Zeit vom 6. März 1933 bis 
zum 9. Mai 1945 aus politischen Griinden 'oder 
aus Gründen der Aibstammung, Religion ,ader 
Nationalität durch Maßnahmen eines Gerichtes, 
einer V erw,ahungs- (~m b:esomclelt'en einer IStaats
poli,zei)ibeihör,de oder 'durch Eingriffe .der NSiDAP 
einschließlich ,iihrer Gliederunge~ in eriheblichem 
Ausmaße zu Schaden ,gekommen sind. Als solche 
Schädilgungen in er!heiblichem Ausmaße sind an
.zuseheri : 

a) der Verloust des 'Lehens, 
h) ,der Verlust der ;Freilheit durch mindestens 

drei Monate, 

c) ei.n Schaden an ;der Gesundlheit, .der nach 
den für Kri~gs\beschäd1gte geltenden !Be
stimmung,en ,di,e Zu~r<kennung ider Ver
sehrtenstulfe In ,zur Folge hat, 

,d) der Vedust oder due M~rudieruln;g des:!Ei:nlkom
mens'·um mindestens die Hälfte g,egentÜlber 
,dem Zeitpunkte vor der .gesetzten Maß
nahme, wenn ,diese in ihrer Aus,wirkung 
mindestens dreiei,nhalib Jahre gedauert hat, 

e) der Abbruch oder eine mindestens dreiein
'haLbjährige Unterbrechung des Studium~ 
oder 'Lehrauslbilldungsleh1"ganges. . 

(3) Die Fürsorge nach diesem Bundesgesetz er
streckt sich auch auf die Hinterlblielbenender im 
A,bs. (1), Et. a"lhis c, und im Ahs. (2), lit. a, 
genannten Opfer. Als Hinteribliehene ,im Sinne 
dieses B-undesg'esetzes sind ,me IEJhegaltioon, ,beza,e
hungswei.se Ubensgefähl'ltlen,' iKi.riJder, . LElter:n, 
,Pflelgle1e!tiern, e,ltemlose iGeschw~ter, lEnkel, Groß
,etltern, St~ef,eJtern IUI11d Stllieflkinlder .allZIUSelben, ,deren 
Lebensuntel1halt ganz ader . .zum üiberwiegenden 
Teile von dem Opfer !bestritten wurde oder aUif 
Grund gesetzJicher VerpfEchtungen, oder wenn 
Per.sonen, ,die gesetzlich zur Alimentation ver
pflichtet wären, nicht vorihanden.sind, oder 'ZlWar 
vorhanden, jedoch nicht fiälhi'g sind, auf Grund 
sittlicher Verpfli.chtungen, 'Wenn das Opfer noch 
,am .Leiben ,wä,re, von ,ilhm hestri.tten werden 
müßte. 

(4) Im ,Sinne .dieses Bundesgesemes sind die in 
den Albs. (1) :l:iis t(3) 'genannten Personen dann 
a:n's:pru,chsberechtigt:, wenn Stie ,a..'TI 13. März 1938 
die österreichische Hun.desbürgerschalft besessen 
haben rund 

a) im Zeitpunkte der Anspruchsmeldun:g öster
reichische ,StaatsbÜrger sind, oder 

'b) \Zwar erst nach ,dem 27. !April 1945 die 
österreichische Staatslbüngerschaft. errwonben 
haben, jedoch ihren ondentlicheh Wohn
sitz im Geibiet' ,der R,epuiblik' österreich 
schon v'or dem 13. März 1938 'durch mcltr 
als ·zehn Jahre hatten, oder 

c) ihre Ansprüche 'von unter a un.d Ib ,ge
nannten Personen aibleiten. 
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(5) ;Bei VorEe&en besonderer Umstä'nde kann 
die Bundesregierung au'f Antrag der in § 17 

,dieses :B:undesgeserzes vörg,esehenen KommissLon 
'(Opfenfürsorgekommission) ,die Nachsid1t von 
der, Nachweisung einer der in ,den Ahs. i(l}, (3) 
und (4) 'vorg,e9Chenlcn,VOra\l5IsetZJUlrug,en leroeil:en. 

Begünstigungen und Fürsorgemaßnahmen. 

§ 2. Bis 'zu ,dem Zeitpurrkte, in dem die sta:ats
finanziellen Bedingungen eine encLg,ültig,e, dem 
Verdienste, ibeziehungs'weiseden Leiden der in 
§ 1genanriten Opfer ang'emessene Regelung 'Zu
lassen, werden Begünstigungen und F,ül'sorge
maßnahmen gewäihrt, und ZJWar: 

a) Begünstigungen: 
L auif ,dem Gebiete der Renten- und Un

lfallversic.'1erung (§ 5); 
2. hei Gründung, Wliederau.fr,ichtung oder 

Stüt'Zung Ider wirtsch,alftlichen Existenz 
(,§ 6); 

3. hei Vergebung von Geschäftsstellen ,der 
,Klassenlotterie, Lottokollekturen und 
Taibakverschleißgeschäften '0§ 7); 

4. bei Vergebung und Zuweisung 'von 
Wohnungen, Si,edlerstellen und Klein-
gärten (§ 8); . 

5.Beg,ünstigung'en auf den Geibietender 
Steuer- und GebührenlPflicht (§ 9); 

6. durch Nachlaß und IErm,äßigung von 
Studien- un;d 'PrÜ'fungsgeldern (§ 10). 

b) ,tFürsorgemaßnaJhmenan Tn!haJber der Amts
bescheinigung nach § 4, AIbs. (1): 
1. Rentenf,ürsorge (§ 11); 
2. Heilfürsorg,e (§ 12); 
3. Kinderifürsor:ge (§ 13). 

Anmeldung und Verfahren. 

§ 3. (1) Der Antrag awf Anenkennung der An
spruchsiber,echtigung nach § 1 ist vom Anspruchs
werber schriftlich bei der nachdem Wohnsitrz 
des Antragstellers örtlich' :zuständig~n Bez:i,riks
verwaltung;sbehörde einz'Ubring,en'. Der Antrag 
hat die Vqraussetzungen nach§ 1 nachzuweisen 
und kann auch ,die ,Art der erstrebten Segün'sti
gungen oder Fürsorgernaßnahmen beinhalten. 

(2) Die Anspruchslberechciogun,g erlischt, wenn 
der Anspruchswel"bernicht bis 31. Dezemlber 
1949 den Ant'rag gemäß lAibs. ,(1) ges,oeHt hat. 
Diese iFrist kann durch Verordnung ,des Bundes
ministeriums für sOzQaJle Verwaltung his .1ä.nglStenls 
31. Mär'Z 1950 v.erlängel1t 'W,el'den. E~ne verspätete 
AnmeLdung kann nur :ber;ücklS~chltigt werden, wenn 
der An5'pruchswerher g,laubha,ft ma,cht, daß ('.ran 
der Einhaltung der F'rist durd't ein uruvorherg,e,e
heues oder UJna:bwendbal'~ Ereignis verhindert\ 
wa'r. In diesem iF:alle hat 'er lde!lll Ant:nag ,<l!uf Zu
erkennung der lA,nspruch:s'berechci:gung .inruerhalb 
von sechs Monat,en nach Wegfalll de5 iH.inde:rnisses 
bei -der nach Albs. (1) zuständig1en BdJö'l'Cle zu 
stellen. 

\ 

3 

(3) Die ,BezirksverwaltungSibehörde hat zu er
mitteln, ob 'idi,e Vorausset'zungen des I§ 1 :zu
treffen und :hierüber dem Landeshauptmann eu 
berichten, der mit ß.es,cheid 'Ülber den Antrag er
kennt. 

(4) Gegen einen ablehnenden Besch~id des L;m
deshalJJptmannes steht die Berufung an ,das lBun
desministerium für soziale Verwaltung, offen: 

Amtsbescheinigung und Opferausweis. 

§ 4. (1) Wird ,dem nach ,§ 3 eingelbrachten An
trag,e at~f Anerkennun,g der Anspruc:hS1ber,echti
gung nach § i, A'bs. (1), oder na,ch§ 1,:Abs. (3), 
je:doch 'nur 50weit es sich um Hint,erblie:bene 
von Anspruchsberedlti:gten na.ch § 1, Abs; (1), 
'handelt, statt!g~geben, so 'hat ,der iL;mdeshaupt
mann eine "Amtslbescheinigung" ,aus,zustellen. 
Diese Amtslhescheinigung ;hat ,dem Inhalber das 
Zutreff,en ,der Voraussetzungen des§ 1 und tdie 
Arten der erlittenen Schädi;gungen d,es Opfers zu 
bescheinigen. 

(2) Diese Alffit9besd1einigung verpflichtet ,alle 
öff,entEchen Ämter und Stellen, den sie voOr
weisenden In1haber bevor'zu:gt 'v,orallen 'anderen 
Parteien 'Vorzulassen, sein ,jeweils gestelltes An
suchen im Sinne ,der iBestimmungen dieses ßun
desgesetz~s in jeder Weise im Rahmender be
zü:gl:chen Vorschriften weitestgdhendzu tfördern 
und begünstigt und' beschleunigt zu behandeln. 

(3) Wird dem nadl ,§ 3 eingebrachten Antrage 
auf Anerlkennung der Anspruchslberechtigufllg 
nach §. 1, A'bs. (2) und Albs. (3), soweit es sich 
um Hinterbliebene nach Anspruchslherechtitgten 
nach § 1, Abs. (2), handelt, stattgegeben, so, hat 
der LandeSlhauiptmann einen "Opiferaus,weis" 
auszustellen. Dieser Opf.erauslweis lhatdem In
ha.ber 'das Zutreffen der Voraussetzung des § 1, 
Ahs. {2} oder Abs. (3), und die Artender erlit~ 
tenen Schädi-gungen des Oplfers !Z'U bescheinigen. 

(4) Dieser Op'ferausweis empfiehlt iden ,Inlhalber 
den -öffentlichen Ämtern und Stellen einer weit
gehenden hevof'zu,gtenBehandlung seiner An
suchen. 

Begünstigungen auf dem Gebiete,der Unfall- und 
Rentenversicherung. 

§ 5. Inhatpern einer Amtslbescheinigung oder 
eines Opferal.lsweises werden, besontdereBe'gün
stigungen au'f dem Gebiete der Unfall- und 
Rentenversicherung nach Maßg,ahe der em
schlägi,gen SO'zialversicherungs,vorschriften ge-
währt. ' 

Begünstigungen bei Gründung, Wiederaufrich-, 
tung und Stützung der wirtschaftlichen Existenz. 

§ 6. Z.ur Förderung und -Begünstigung von ,In
habern einer Amt~'bescheinigung oder eines 
OpferauSlwei,sesbei Gründung, Wiederaulfrachtung 
und Stützung ihrer' wirtschaftlichen Existenz 
sind ,inSibesondere folg,ende Maßnahmen vorge
sehen: 
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1. Hei Bewerbungen um' Gewe!1b:eberechti
gungen ,dille geseuzlidi 'VIOr~ese!h.ei1Jen" iN achsichten 
von Bewe~bungs'Voraussetzungen, wenn nicht 
zwingende gesetzliche Bestimmungen oder ,das 
öffentliche Interesse ,dies ausschließen. Bei 
solchen ,J?ewer'bungen ist . die Ifürdie Dispens
erteilung erforderliche persönliche Rück~chts
würdigkeit jed,enlfalls gege'ben. Eine Prü1fung des 
Lokallbedarles :gemäß § 23, Ajbs. (5), Gew.-O., 
findet nur dann statt, wenn innerhalb des 
gleichen Vef1waltungsbezir1kes - in ,Städten, ,die 
im Gemeindebeziroke 'eIDg)ellei1t silnd, in dies,en 
- ein Inlhaher einer, Amtshescheini,gung n.adl 
§ 4, dieses Bundesgesetzes eine gleiche oder ähn
liche Geweribeherechtigung Ibereits Ihesitzt. ISoll 
ein Gewerheschein (eine 'Konzessions urkunde) aulf 
Grund :einer Amtshescheini:gung oder. eines 
O:pferausweises fiür eine Gesellschalftausgestellt 
werden., so j'St nachzuw,ej'sen, daß der J nh:ther 
der Amt~bescheinigung ,oder des Oplferaus:weises 
die gleiche Zeichnungs- und Vertretungsbefugnis 
wie ,die ü:brigen Ges·ellscha:fter hat und iihm eine 
mindestens 50prozentige ' Gewinnbeteiligung zu
st,e:ht. Diesen Erfordernissen muß währen,dder 
ganzen Dauer ,des Gesellschalftsverhältnisses 
Rechnung getragen werden, widrigenfalls die 
Rechtsfolgen nach § 15 'dieses Bundesgesetzes 
eintreten. Die Ausstellung eines Gewet:bescheines 
(eine. Konzessionsurlkunde) ist aUlf der Amtslhe
scheinigun,g oder aw ,dem Op:ferausweis zu ver
merlken. Weitler.s ~st ,aUif jedem Gewerhcsmein 
(auf jeder Konzessionsurikunde), der auf 'Grund 
einer Amtshescheinigung .oder eines Oplferaus
weises 'ausgeStellt wird, :zu vermer'ken: "Erteilt 
auf Grund der Amts'bescheini.gun,g i(dqs Qp:fer
ausweises) Nr. . .. nach § '4, des Oplfer1fürsorge
g,eset:z>es vom .' ... 1947, IB. G.IBiI. Nr .... ". Auf 
Gni;llJd e~llJer IA:mrsbesch.eillJigUing, oder eines 
Opfer ausweises kann nur einmal eine gewetth
liche IBegiinstigung bean~pr.ucht werden. Voraus" 
setzunghietEür ist, daß ,der LeIbensuntenhalt des 
Op,fers und der Personen, für die er nach ,dem 
Gesetz ,zu songen verpflichtet ist, nicht in anderer 
Weise ausreichend gesi,chert erscheint. ~ine aal 
Grund einer Amtshescheinigung' üder eines 
Opferausweisesausigestellte 'Gewenbeiberechtigung 
darlf nicht unter der _ BedingUng ,zurückgelegt. 
wer,den, daß an eine andere Person eine gleiche 
oder eine die zurückgelegte beinhaltende Ge" 
werlbeberechtigung ert,eilt_ wer,de. 

2. Bei Vergebung staatlicher oder anderer 
öffentlich~r Aufträge oder entgeltlicher Zuteilun
gen, Vermietungen oder Verpachtungen oder 
anderer Berecht~gungen gegen IEntgelt ,der Vor~ 
rang vor allen a;nderen .ß.ewerhern. 

3. Bei Besetzung freier Dienstposten im öffeJ'lt
lichen Dienst ibei ,Erlfüllun:g ,der erlfordeilichen 
Voraussetzungen .der Vorrang vor allen anderen 
Bewerhe:m; -§ 1, Abs. (5), vOl1!etzote'r Satz, des 
Invali.deneinstellungsgesetzes vom 25. Juli 1946, 

B. G. BI. Nr. 163, ,wird hievon nicht iberührt. -
Die durch Gesetz oder andere tbesondere V or
schriften vorgeseheÄe Nachsicht 'von ,B,ewerbungs
vora1.:!~setzungen !kann solchen iBewerbern grund- ; 
sätzEch erteilt werden. 

4. Bei der Zuweisung an private Dienst
geber durch ,das A'ttbeitsamtdi,e bevorzugte Ver-

.mittlung. Bei Albibaumaßnalhmen ist ~U'f die Er
haltung des Aribeitsplatzes der aulf Grund dieser 
Bestimmun:g heschäftigten Personen besonders 
Rücksicht zu nehmen., 

5. Die Dienststellen des öffentlichen Dienstes 
sind verpflichtet, auf 50 Dienstnehmer, alle 
übrigen Dienstgeber auf 100 .Dienstnehmer min
destens je einen In:halber einer Amtsb,escheinigung 
oder eines Opiferausweises ,nach :§ 4 ,dieses_,Bun
desgesetzes zu heschäftigen. 

6. Die Zeit, die ein Beamter oder Vertrags
bediensteterdes öffentlichen Dienstes in ,den 
J aJhren 1938 bis 1945 wegen' s,einer politischen 
Gesinnung' oder wegen: tatsächlicher oder angeh
licher Betäti:gung gegen die nationals'6zi,alistische 
Gewalrherrsmaft oder" in den Ja:hren 1933 bis 
1938 wegen seiner politischen Ges,innuIlg oder 
wegen Betätigung für eine aüfgdöste Partei,a1.lt 
geJlommen die NSDAP ul1idden Heimatschutz 
(Richtung Kammerhofer) in gerichtlicher oder
polizeilich.er Haft zuge'bncht hat, ist, wenn ,die 
Zeit nach ,den geltenden Vorsdlri,ften. für die 
V orrückung in hÖlhere Be?ügeund für ,die Be- , 
messung ,des Rl~hegenusses anrechenhar ist, und 
wenn die Halft nicht au\f Handlung,en zurück
@eht, die dem ,Betroffe:neO' der 1ß,e:günstigullg un
würdig erscheinen lassen-, in doppeltem Ausmaß 
anzurechnen. Für ,die Bemessung des Ruhe

'genusses erfolgt diese doppelte Anrechnung nicht, 
wenn nach besonderen. Bestimmungen wegen 
einer ,durch ,die Ha,ft verursachten Dienstunfahig
keit oder weg:en 'des durch ,die:Haf,t v,e'l'ursa,chten 
Todes eine hÖ'here Anremnung stattfindet. 

7. Bei ,Beamten und Vertra:gS'bediensteren ,des 
in§ 1, Abs. (1), lit. d und e, und Abs. (2), Et. ib 
und c, angeführten Personenlkreises, ,die ,dem 
Dienst inrfolge einerlMaßregelungim iSinne des 
§ 4, Abs. (1), ,des Beamten-Üib;erleitungsgesetzes 
~ern wau-el11, und ,c!j,e v10r iErr.eichen der A!ters
grenz,e ,in ein,ender gemäß §. 2;' des Beamten
überleitungsgeserzes neu ·gebildet.enPersona,l~ 
stände übernommen werden, erlb.öh sich -die 
Altersgre~ze für j.edes volle Ja'hr, das sie. dem 
Dienste .fern waren, um ein Jahr ibis zum 
70. Ubensjahr als Höchstgrenize; !diese Bestim
mung'tritt mit 31. Dezemiber 1949 außer Wirk
s af!1lke i t. 

Begünstigungen hei Vergehung von Geschäfts
stellen der Klassenlotterie, Lottokollekturen und' 

T ahakverschleißges,chäften. 
§ 7. ,(1) B,eU ,der Ve!rgle!burng von GeSichä-ftsr 

stfell'len dielt" K,ta~ls:en!l:O'ttler:ile, von Lciut.okoHek-· 
t,U!ren . und von :ralbaikViersld1kißgie6chä,fitcn s~nd 
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&'e LnJhaiber e'~nler. Amtshesche,i!migulJ1lg . ,<11s he
SIOndetls bevorzu,gte Sew,erDrer !Zu he/hande1n. 

(2) n~e bevo['ZUIg.tle~ IB,eih,aillidtLung ihesteht . .da:r:~',' 
daß bei,dJer Ver:g,ebunlg von Ge:s,ciJäJfrtSl5<trelrlen d'elr 
K>laslserrullont:epi1et und VlOllllLo-etdko]!lektlUl<en 25 Pro
. ze'nlt, bei ,der Ve~~eburug VOtn T ralbaikhauptver
lä>gen 75 p.roZ>ent, Ibe'i ,cDer VrCtri~ebulIlJg 'Vlon latn
dIeren Traibaikverischl'cißglCIS'chäif:ten 33 Pro?.ent .c\Ier 
jeweiLs fneiwe'11denden Ges:chäf,te Ia.n \8rewerber mi't 
e!ine,r Amtslbes,cherniilg!ul11ig 'ZU vrergelben ISrirrtrd, run
SOWler:1t. grell'üg,erud Brewe'rlbungen 'V0tIl! g,etejllglnert'en 
Anspruch.sberechni!gten vO!t'h3Jllden :sind. 

. Begünstigungen bei Vergebung und Zuweisung 
vQn Wohnungen, Siedlerstellen und Klein

gärten. 
" \ § 8. (1) Iin. aiUen Vorschrlilften und Verf:a!hrren, 

betreffendl Veil1greibunlg·urud Zuweti~runjg von W 00-
nUDlgen, Siedi1emtdLen UIll,d iKIleilnigälliten, ulnd bei 
,dler Ha:n:dlhaibuilig .~olbcher V oPi>ch'1"irflten sind Be
w,eil1ber rruÜt eÜJne'r AmttSbesiche11ll1:gulilig oder ,eiJniem 
Opf.el1ausweiilsbevol"zugt zu beha.ndeLn, Ihimicht
JiilCh rder- SiledJLe~steliten ulnd !Ktleungä,r:tensow.eit 
dlie. LaJrudteiSl~e5leltzgteburug IdliiflS Ibeisrtrmmt.. 

(2) DiJehelV1or:zulgr.e rB.elhandilrUtll!g rbei ,der Ver
gebung; von W iohnUil1Jg,en hes~eht ,inshesoll,der,e 
,dJa:r:in, daß, wnsrOllaflige der W:oh~u11'g,gbedlaJrtf dnl~ 
Imha:bretr:s leimer Amuslbe,slch,eüuli'glU:ng oder eii!ll!e.s 
OptemusW1eii!~ laJuf laJlllCtere We!1sle ruicht ibefl"irediiig't 
Wlc.11den kia!!llll, L'JU isernen GUII1's:ten ,d~e Beslt,im
'mulllgen ,d1e6: § 19; Arbs. (1), l!i,t. 111, ,des V,erlbort's
grei~eoz:es im .der FaJS1>'uI11!g dtes I. HaJUJpnsrtückCiS des' 
N .. tt~olllaJrs.oziatlril5ltrelIl!gesetzels. vom 6. Februar 1947, 
B. G. ,BI. Nr. 25, i'!l:SOWrCiit ranz'uwrerrud'en ISliinldl, 
,ah reLie V011arULS~otzunlg.en .dIertg,el1taJl1iJ:1Iten Beslt,im
mUllig raJUtf ~'hn zUitnefflen. 

(3) K'leillllgälrten UJ:1ld SüedlLel"~!tle1ten,d!i1C !E~gen
turn ,&es Burrudles oder leüruetr von rilhm velrwia!ketten 
E:i'n'r~chtu.nrg ode:r· U llitJCirnehllll'llng SÜ11Id,' slind vor
zug.swre:ilse laJilBewerber m~t ei'ruer Amt'sheschreini-' 
gU11Jg oder te!ünem Opdiemursweins ZI\l v,eirg,elbcn. 

Begünstigungen auf dem Gebiet der Steuer
und Gebührenpflicht. 

§ 9. Den Inhaibe'nn Vron AmvsibelSlchierinligungen 
und OpfeJ'1aUtslw,eWsren w,e.rrden ~B>Cigürus,tliigum@el11 aJUrf 
dlem Gerhire:te relier SDeurer-' urud' Gelhülh.renpfli'cm 
grewährt. ,Ilnw'~eWteilt ,diirelsle 1gewälhn wer:dlen, wiJr,d 
"cDurrch ,dtl,e St/OOrClr- umtd 'Gle'bÜlhrenvors'chriif.t:en g,e-
11eJgre1t. 

Begünstigungen durch Nachlaß und Ermäßi
gungen VOn Stu9ien- und Prufungsgeldern. 

§ 10. InihQibe'r vo'n Amtshesd1leliincig1U!ntgern un.ti 
Opfemus.we!ilsen wi:l1d raruf An~ludlen, s()wre!~t urnd 
~o:laJnge dlüe: Bledlürft:i!~kdt rglflg,e'hen [ISIt;· eilll Nam
Ilaß odie,r: eri'!ile' Brrmäß~gurllg v,o:n St'U,dJiren- ulrucl 
Prii,irfroo~s~illdiem ~währrt. 
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.Rentenfürsorge. 
§ 11. (1) lteruoelruf.ÜJrroIlgie .wir:dr grewähl1t: 
1 .. rN a.chden jeweils .für tdie EnltiSchädigung der 

I(;rrl'flgsopfelr ,dies l!reltztren Kl1~~lges ,gdltenden GliUlDld
sätzen und 'BtelSlt~mmu:nig'en urud .im Aloo~aßder . 
für dtilelSle Krlile!g,sopf,e'r vOIlge:st<!meDJen . EntlSlchädJi - . 
'g!ungsl,eJ:lS:tUlnIO'en: 
. a)a.n Inhaber ciner rAmtsbesche.ina.gung zu

Ifolg!€ An~ip11U,clmberelchtli@Ulll!g rn3Jdi § 1, 
Albs. 1(1), :birt: • .cl {Opf'erreruoe), . 

h) Im I,nh~be;r mCir Amtslhesche>iinigUinlg zu~ 
rfO!lge A:ruspm~beloocht,iJguDig IllI3Jch § 1, 
Aibs. 1(3), SOWrelilt IeSsUich um HiiDltlerb'1ve!be:nle 
ulacll Ans'pi11Ud1lSbelr:echtügten ruaJch § 1, 
Ahs. r(1), harudtdt 'QHii!Jl.'uerJblllieben'enr€ll1Jte). 
A 15 n.iedr~~ste Hintenbliebenenrente gilt der 
RrenlteDlSra:tz für enweribsJähi;ge Witwen üher 
45 }ahl1e i( olhnle KruncDer). 

2. Zur Srieherung ,des Lebensunterihaltes an 
~a.Jlle IrnlhalhCir e:i.tnte'r Amtrslbeschtei!mil~ulnlg ,aJuif .dl~e 
Daluer und liin ,dem Ausmaße, allis .dli~e JlIi:cm ~n 
drelr: La'ge s:lnd, :i1hren Lelbensun'tlerrhraltt in l~ooi
chendrem Aus'rruaße s,eillb~t 2JU be:srrreilten odier vorn 
1~rIl!dreren zur AliirmeUlJbaltlÜOn rgetSretzlllich hemrrZliw
rba['en Personen· zu >€'rihall,ten I(Unlborh:!!Irtsrte'rr1:tl!). 
Als ,aurSll1e1i!chell1Jdi~ Awmaßiin rdliesem Sirune wi1"d 
,d!a;s Höc1mtlalU:smaß .elter Un:trerhaJlltsreilitie ver-
8rian;den, ,cDneslflS wilnd :für AI11.spwchtSlbe·rech:ttigtre 
:nach § 1, Ab;s. (1), ;1it. ,d oder e, oder Abs. (3) 
rruiit: den ~n den eilI1JslchlättgJ:g1Cn BelS1t1ilmmunrgen .des 
E,~r]k.ommeJ1lst/l'Aurel11g·eSletzes nx,ierrten . soeue:l1frei1en . . 
,Breträg,en heliechruet. Bleträ'glt dlile Erwertbs,un
fähiigkeiit 75 'Ull1Id rrueihrPIflO:nelntt, :~o !Sind Rooten 
rua'ch ZifteJr 1 heli der AUlSmafYbe's:timmung ulichit 
in AnrflechIliUlllIg zu mnge<n·. 

(2) Üiberdlire Z UJerkieruruu,ng dJ~'r Renitlen elnt:
s,chfiildiert cirue K>ommüs~Oin, ,dill! ~n jedlem BrUJilldes
kndle beim Amt/e rdler LarudiesregliJerul11,g g1eJhildtet 
wilnd. Je zWiei Mirtjglcie.dler ~zw,eti SteHv,entrr.eter) 
,dlieser Kommlliss'l101ll sllinrd von ,dler LarudleSlnegl~enul11lg 
und ,der F~lnaJlltzJliaJrudlesdjjtrlektil()n, rvi'er MÜt'g,llreder 
(vier Stidl~verlt:1i~etr) vom Bund,.dler pollit:lisch \ 
V,erf,offiglten ,ruamhalft zu malchlen. Dile. Mirtgliiiedrer 
oolflr KOtl1ill1liSiSiion wenden ,aI\,lIf VorschLaJg ,dies 
BunJdiesmWnJilS,tlerliJums für ~o.z,ilailie Vle~rw .. l,tiung von 
,der Bundtes,nerglile11Urnlg besoollt. 

(3) Die Ge:srch,äJfrtsO'11CllnulIllg rfür dliie in Arbs:(;2) 
gemmrute KommiSlSlion sowie ,dIite: 'P..'i:chltlliüni,en ülher 
,dlile tbeli der ReIIltteDlZUlel1k!ennu,nrg zu iJje~ücksich
tugerudletn Umstäl1lde ledäßt ,dla.s: BUIIlId\etsminiSter~ruiffi 
für s~a!le. Vrerw,alturug' lilm E~mv>Cirndunen mi;t 
.d.em BUllidieSlIhirurSlt'e'rilUiffi für' ~Flinarnzen .. 

Heilfürsorge. .. 
§ 12. >(1) Den Inhralber:n reuiJ1ier A;mll~bes,cherirnli

gung, rdlile nrilchit ta~f Grul11ld leirgener Erwet.bs
t;iti;gkierilt .eiu1ler gretSrctzrliilchen Kmnikien'VlC!fsid'w
rruruglspflicht IUlrunep~en odJer rf.l1mwiiMij· ,kmnken
Vle'rn~,chen lSiinld haben rdii,e Gebii,etskmnken1kia6'sen 
~ Brkt1a:ruku~s.färLlen laUe sta'tzun~smäßi~en Lel
stlunl~en, zu ,s,ewälhrren. 
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(2) Ablle iKrmken!kJals,sen halben.' Idlen • InJhalbem 
, dner Amt~~sd1lei:nJ:l~nlg &e ,iSI<ltzuIllg~mäßitg vor

gesehenen Hödmth:lll9tu'Iligenzug,cwähren, j,edqch 
hat eiUie AuszahllUng von Kmnl<:en- und Haus, 
g,elda,n lHilnJtterlY!iLe'be'Ille, .dlile ~m iBooitze .::Iiner 
Amtsbesdt,ein~guntg ,siJnd, ~owie aJn P,ersonen zu 
ulflt'f!!'bldben; ,dli.e ,ciinle Re:nltle TIiJich § iOdIe,s Ge" 
19etlJe's btez:i,eh'en., 

,(3) Ln IberücksidlJtJ~g'U!llIgsw:ü!'dj'g1<ln Fälffien 'kamn, 
Famlai,ett1laIllgle!hö,I1i<g'en ,des Opfcr:s Fami'M,cnihi'life, 
'ullJd ,freitwillll<ig Ikl1aIllkeilivers:dllt'Ji'OEU1 Opf,ef1ll' ,(ta,~ 
Kna'nk<en- und Hau~gdd Ig,ewährt wlerdcn. 

('I) lDie' in§ 17, 'A'hs. 1(2), vongesehene Kom
rnij~stion kann :in ,Eünze1f:ilillen ,a'uf du'rch ärzt,ll~che 
BIClfundlc 'uilid GllIuJichten he,g~rünloot'e AnlSu'chen 
den Umfl"lnlg 'ulntd ;lie IDalUJelr der Helikfü'r~ol1ge 
ü1ber dIile ,;;iltZlUlllig'smäßillg;en 'Lei~t!U'llIglen der Kmn" 
keuu.,;lJSsen hililialUIS beWliil:llilglen, WeJlJn hi'edlu:rch ,dias 
enstJ1elbte Zile!l ,dler HeiLfürnol'lge ,el'lre~cht wel1deln 
kann. Die von ,den tKranik.enJka.s:sen nach den Be
lS,oitmmllln:gen "dliJeses BUlnldie9gestetze5 g,ewährt1en 
Lw:stungen W1el'lden latUS Bundle;smi,ttooln g'Ctll"1<1ig<.'lli. 

m) Dliie 'näheren SestlimmUlDlglen ~ns.be'.~onidlere 
über de~ K'Üi5te-nlC'l'I~aitz eriläßt ,dlalS Hun,dlosminli-
6't'cmum für s02':~a!le Ver'w,all'tuDlg. 

Kinderfürsorge. 
§ 13. :Ei,nem AnlSpl"U'msber,echoigtlcp n~ch § 1, 

Ahs. lei), ill:,t. ,d 'uild le,. :Slinid a<Ulf A:llisulmen la~s (f'ür
sor~maßlliaihmen für serilie 'Vordem 1. J1inilier 
1947 gle!boreruen min,derjälhrilgen, I~IlJ 6.einern Haiu's
h!alt 'Iebenden IKändter zu 'gew~hlren: 

1. iClin Er7JiehulngsMrn<1ig :in ,d1er Hohe '.der jlc
WleilLs für BlulJlJclJe"mgJeS'telLEoe ,geilltenden Ki:JlldieirZU
lIlagen, dies 'jedoch nUlr i.nSlOweilt, r.l!1s ,deren LeloonlS
'Wnlter'halt odler EnZJitehUllig 'nl~cht ooderwelitii:g 
S'~chenges'telhlit cl'IScheint, , ' 

2. !besollidiere iBel1ücksitchl1)üg:ung .für ,die Auf
i1.ahme ~n öflienlclJiJche IKiindJerhdime, 

3. Bevorzugulilig bei ~rlholulngs-, ,be.zicl1Ulngs
Wei5IC StUidliie'Ulaulfen'Uha<hen im I,n- ulfild Ali51a:nd, 

4. StudliJenstliJpendWen, 'UIJlJd! iBelfre~ullig vom 
Schu,I'- und' UI1ItIeU'Irichti~ddi Ima!lllen öfFentllilchen 
Schu~en, 

~. tbevOlrZl~e IBehallidtliullig bei iBleruf~'hera;tung 
und ZUlWeh-;lUlng von LehrstJdil'en., 

Mitwirkung des Bundes der pol,itisch Verfolgten. 

§ 14. Das iBuntdesmiJnl~stleni'Ulffi für &ozia1c Ver
wtal1tiung Ilro,I1JUSI~ch 'bei Gewähtrung von Für
oon~emaßllii1!hlffien und !BegünSitti!~U!11lgen ,der 1vUlt
WlinkUlng~c\Jes BunieksveIibJindies ,dler pOililt:>1s<;h Ve1r
,foligtiefl uild dler latnlerikJa:ilJllIten SeJihsthiJif1e-iEin
'fIidl!tlungen &1' ,pohtl~ch Vetrfolg,ten bedlienen. 

Erlöschen und Verwirkung der Anspruchsbercch-
, tigung. -

§ 15.(1) mn~ tnIa,ch § 1, Albs. 1(3), zuenkanntc 
Anspruch:sbel'echtlligung edi:scht 

la) hei hiitnoerM~ebteilien EhegJaJoten, 1beZ:~ehungs_ 
w:e~ ~s.g~fähr~(m Ii:m 'F"l!li1e der: Yer-

,ethelilchwng, be.ziMungsiWci&e ,der iB,egründ,mg 
ciner n~Uie:n lJetbetnJSIß,emeli'nlscha,ft, 

b) heli ~i!llJdern. (Stliletf -und ,Pflegdi'1ntd:er), 
iEnkeln ll'llid dtlernilo.s'<!n Ges,chwi'Slt':;!11I1' milt 
Ende delS ],ilihnes, lin ,dlellUs!;:e <LaIS 24, Ieoe!rt's
j,alhr yo1Iendieit haloon. Alu[ Ibegründetles An
suchenmanlli' ,das 'B"J:ntdteiSmlitni~tlef1i'um für 
sOzWale V~mvlal1tulnlgdiie A'I1ispf1uchsibarle~
,tI~gullJg über diteseln Zdtpunkt hilliaus. <,:r
lS<ttrecken., 'llintgstens j'edoch bis zum End:C 
,dies }ahrles,in '.dem ,der AnlSprluch\S!be!nech
,tlig'tie leIilllJe Ex'il~nelliZ ,gtelg:l'üruoot 'Urud :~e:iinen 
Lebe~uillit'enha:1t :in ,aw,ei,chendle:m Maße g'e
slidrert ha,t. 

(2)' Die rAu'S6<Oehlulllg lfllmler Amt~bescheinä.gung 
oder oeinetS Opf,el'laU'swelilSie!S Ihat !tif\otz E-rfüiUullJ; 
de:r i!m § 1 lbe2Jeich,filcten Vomu:,tSltlt'zUtngerizu 
ullJt!erl~Le~ben, w,enn .dlelr AIlJSpl'lllichsber'echt!~g,oe 
,ci,ne LS!tnaf.gltEoCItz'lj.ch lalS: Verlbrechen oder Ve:r'
gehen Z1U Vlct1fdbgJcrud!e Hia:n,dlun'g :beglangien h.::tt, 
,deren StraHOI:,gte1nim Ze6tpUln:k:t .der ,Aruspruchs
,werbung In~chJt -1~etÜit~t ~intd ,und' ,nach rdleren Nattulr 
eiine mi.ßbräu,chlliche A'us,UlÜt'z.urng lder e.dang'ten 
Btegünst,i@ung zu crwa'l'ltlcn eDeht, oc\Jer Wlenln 'oo~n 
V'erh.alI1:ien liln W Ol1t ullid T,at mit .dien Gedlanlk,en 
und Ziie1en eilfiles Jnciien, ,cFemokl'la.tlls.chcn Oste'r
reich in Wi,der:sipwch Iste!h:t oder tSltalJ1ld. 

(3) Bitne hepdilts" ZJuetmallinte ' Anl9pruclwbe'r,och~ 
t:ilgung W:~l'Id Ibei tEi,Dltrtf\tlen von .in Abos. (2) ,er
wähntien Umständen ,sowile 1OOi. mißbräulCll,ti,ch,er 
Vlenwt'lmool1llgoor AInltJSlbe:slClrei'nii'gun!g, odelr ,d,els 
OpbcnausWJe'ilsletS ver'Wii'J1kt, .d!ile ,Amt!she~cbrellilliilg'll'ng 
IÜIdletr' die:r Opfemusweüs für U'l}lgüLtri,g er'kläf't, und 
einlge,zqgen .. 

(4) Die VerWlirklulllg ,dIer Alruspl'lU'chtSb::l'Ie'ch~i
'gulIlIgen J1IJich ,dliesem BunJdiesgesletz wl'l'Id ,durdl 
Bes,chLuß ,der wn § 11, Albs. (2), vör~eseh;enen 
KommitSislon a;uSlg!csprochen. 

, Verfahrensbestimmungen. 

§ 16. tAuf das V.er;f,aihren, <betreffend die Ken
tenzueikennung nach§ 10, Zuerkennung der 
HeiI.fürool'lgc nach § 12 ilIInd- ,m,e Verwj,rkungder 
AnspruchsbeJ1echtigungl}:a;ch § 15, ·frn,d,en die Vor-
schriften des Allgemeinen Verwaltungs,ver-
fahiensgesetzes 'Anwendung. ' 

Opferfürsorgekommission. 

§ 17. (1) Beim Bundesministerium für so~iale 
Verwaltung wir,d eine Kommission ,gebildet, 
deren Mitglieder yon der Bundesregierung be
stellt we!'den und die mit der lAufgabe betraut 
ist, das Bundesministerium Ifür soziale Verwal
tung bei der Durchfüihrung dieses Bundesgesetzes 
zu beraten und die Durchführung dieses Bundes'
gesetzes in seinen Auswirlkungen zu überwachen 
(Opfedürsürgekommission) . 

(2) Für qiese Kommission haben namha,ft zu 
machen: 

,-
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a)die 'Bun.desministerien·für soziale Verwal
tung und für IFinanzen je ,zwei Vertreter 
(zwei 'Stellvertreter); . 

, h) der Bund der polit.isch Verfolgten vier Ver
treter (vier Stellvertreter). 

(3) Den Vorsitz jn der Kommission führt ein 
Vertreter des Bundlesmini'stemums für soziale V,er
waltung. 

(4) Die Geschäftsordnun:g erläßt das Bundes
ministerium für soziale Vel1waltung. 

Schluß- und übergangsbestimmungen. 

§ 18. (1) Das Opferfürsorgegesetz vom 17. Juli 
1945, 'St. G. BI.' Nr. 90, und seine Durchf.ü'h
rungs'verordnung vom 31. Oktober 1945, B. G. 
BI. Nr. 34/46, treten mit dem Tage ·des Wirk
samkeitsibeginnes dies,es Bundesgesetzes in:SOIweit 
a~ßer Kraft, als sie die Angelegenheit regeln, die 
in die Zustän.di,gkeit des Bundes ,fallen. 

(2) Awf Verwaltung$gebieten, ,die in die Zu
ständigkeitder' ,Länder fallen, OIbliegt der Lan
desgesetzgebung ,die Erlassung von Bestimmungen 
uberdie Behandlung ,der Opfer ,des Kampfes um 
ein freies, demokratisches österreich und die 
Opfer der politischen Verfolgung. 

,7 

(3) In. Vorsmriften, in denen auf das Opfer- . 
fürsotg~geset:t ~ vom' 17. Juli 1945, St. G. BI. 
Nr. 90, Bezug genommen ist" tritt an die Stelle 
dieses Hinweises ,der Hinweis auf das vorliegende 
Bundesgesetz. 

(4) Anhängige Verfahren sind nach den Be
stimmungen dieses Bundesgesetzes zu erledigen. 
Die Bescheide nach. dem GeSetz vom 17. Juli 
1945, St. G. BI. Nr. 90, sind nach den ,Bestim
mungen dieses Bundesgesetzes und seiner Durch
fiihrungJSbestimmwng von Amts w~en zu, 
üiberprüfen und edor'derlichenfalls neu zu er
lassen. 

(5) Die bisher auf Grund ,des Gesetzes vom 
17. Juli 1945, St. G. BI. NI'. 90, erlassenen Be
scheide und, Amtsbescheinigungen und die auf 
Grund derselben erwotbenen Rechtsamprüche 
behalten insoweit Wirksamkeit, als nicht das in 
Albs. (4) angeor.dnete Oberprüfungsverfahren 
ihre Anderung notwendig macht; 

(6) Mit der VoUziehungdieses Bundesgesetzes 
ist das 'Bunde11ministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes
ministerien betraut. 
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